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Wahlprogramme im Arbeitsrecht


Datum 15.08.2002



CDU/CSU und FDP wollen im Falle eines Wahlsieges die Änderungen im Betriebsverfassungsgesetz rückgängig machen und weitere Arbeitsgesetze verschlechtern

Zum Betriebsverfassungsgesetz:

Die CDU/CSU sieht folgende Änderungen im Wahlprogramm vor: „ Wir werden die kostentreibenden Teile der Schröder-Reform des BetrVG zurücknehmen. Dabei werden wir auch die Größe der Betriebsräte und die herabgesetzten Schwellenwerte für freigestellte Betriebsräte ... überprüfen.“

Das Wahlprogramm der FDP verlangt: „ Die Sperrwirkung des § 77 Abs. 3 BetrVG, der vom Tarifvertrag abweichende Betriebsvereinbarungen untersagt, ist zu ändern. Vereinbarungen auf betrieblicher Ebene zwischen Unternehmen und Belegschaftsvertretung, die freiwillig geschlossen werden und der 75 % der abstimmenden Mitarbeiter zugestimmt haben, sollten möglich sein.“

Eine Forderung, die Kanzlerkandidat Stoibers bereit übernommen hat. Im Streitgespräch mit dem Bundeskanzler (Süddeutsche Zeitung und Welt vom 13. und 14.8.2002) erklärt Stoiber: „ ... Ich will ein Bündnis für Arbeit auch in den Betrieben zwischen Belegschaft und Arbeitgeber mit Veto-Recht der Gewerkschaften. Die sollen mehr vor Ort machen können. Deswegen müssen wir hier die so genannte Günstigkeitsklausel im Mitbestimmungsrecht ändern. ... Das Mitbestimmungsgesetz werde ich sowieso ändern, weil das Betriebsverfassungsgesetz ein derartiges bürokratisches Monster geworden ist und natürlich auch mittelständische Betriebe mit 200 Mitarbeitern in wirklich schwierigste Probleme hineinführt. Sie, Herr Schröder, haben mit Ihrem Mitbestimmungsgesetz sicherlich auch einen Preis abbezahlt an die Gewerkschaften. Aber nach dieser Novelle hat kein einziger gerufen.“ 

Zum Teilzeitanspruch:

Stoiber: „Wir werden auch den Teilzeitanspruch so nicht aufrechterhalten.“

Dazu das Wahlprogramm der CDU/CSU: „Den generellen Rechtsanspruch auf Teilzeit werden wir abschaffen und ihn auf Zeiten der Kindererziehung und Pflege begrenzen“

Das Wahlprogramm der FDP: „Der einseitige Rechtsanspruch auf Teilzeitarbeit, der gerade für Frauen ein Einstellungshemmnis darstellt, ist zurückzunehmen.“

Zu sonstigen Gesetzen:

Aus dem Wahlprogramm der FDP:
„Das Kündigungsschutzgesetz sollte daher erst ab der Betriebsgröße von 20 Mitarbeitern gelten und erst zwei Jahre nach Beginn des Arbeitsverhältnisses einsetzen. ... Es ist zu prüfen, ob Sondervorschriften für Menschen mit Behinderungen diesen die Annahme eines Arbeitsplatzes erleichtern oder eher erschweren. ... Die Befristung von Arbeitsverträgen muss ... erleichtert werden. ... Die Allgemeinverbindlichkeit von Tarifverträgen ist abzuschaffen. Die Nachwirkung von Entgelttarifverträgen bei Ausscheiden aus dem Arbeitgeberverband ist zu begrenzen. Das Günstigkeitsprinzip in § 4 Abs. 3 Tarifvertragsgesetz muss dahin gehend geändert werden, dass künftig auch ein geringerer Lohn oder eine längere Arbeitszeit für den Erhalt des Arbeitsplatzes günstiger sein kann ...“
Deutsche Bank Ratingen ( BLZ 300 700 24 ( Konto 477 455 001

USt-Nr. 5103/5013/0229

